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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 15.02.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤gerin gegen die Beklagte ein
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller, hilfsweise teilweiser
Erwerbsminderung zusteht.

Die 1954 in der TÃ¼rkei geborene KlÃ¤gerin lebt seit dem 01.01.1970 in der
Bundesrepublik Deutschland und hat keine Berufsausbildung absolviert. Sie war
zuletzt als Produktionsmitarbeiterin in der Kabelmontage bis 30.04.2010 tÃ¤tig.
Seither ist die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig bzw. arbeitslos und bezog zunÃ¤chst
Krankengeld und vom 01.01.2012 bis zum 05.05.2013 Arbeitslosengeld. Der
KlÃ¤gerin wurde ein GdB von 50 seit dem 10.01.2008 zuerkannt. Seit dem
01.04.2017 bezieht die KlÃ¤gerin eine Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte
Menschen aufgrund des Bescheides vom 25.01.2017.
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Die KlÃ¤gerin beantragte am 01.09.2008 erstmals die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung. Der Antrag wurde nach Einholung eines internistischen
Gutachtens bei Dr. B. 06.10.2008 mit Bescheid vom 15.10.2008 abgelehnt, da die
KlÃ¤gerin noch in der Lage sei, leichte TÃ¤tigkeiten sechs Stunden arbeitstÃ¤glich
zu verrichten. Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 25.03.2009 zurÃ¼ck. Im anschlieÃ�enden
Klageverfahren vor dem Sozialgericht Stuttgart (S 17 R 2417/09) erstellten Dr. D.
am 27.10.2010 ein orthopÃ¤disches Gutachten von Amts wegen sowie Dr. Ã�. am
19.05.2010 und Prof. Dr. F. 07.06.2011 jeweils ein psychiatrisches Gutachten nach 
Â§ 109 SGG. Das SG wies die Klage mit Urteil vom 19.03.2012 ab. Im
anschlieÃ�enden Berufungsverfahren vor dem Landessozialgericht Baden â��
WÃ¼rttemberg (L 11 R 1782/12) erstellte Prof. Dr. S. am 07.03.2013 ein
psychiatrisches Gutachten von Amts wegen und diagnostizierte eine dysthyme
StÃ¶rung sowie eine derzeit remittierte, rezidivierende depressive StÃ¶rung und
sah noch ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten im zeitlichen Umfang
von sechs Stunden und mehr an fÃ¼nf Tagen pro Woche als gegeben. Die
KlÃ¤gerin nahm die Berufung am 24.05.2013 zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 24.05.2013 erneut die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung und teilte mit, dass sie seit dem Jahr 2005 infolge
Depressionen, einer RÃ¼ckenoperation, einer Gallenentfernung, einer
Magenoperation sowie eines Bluthochdrucks erwerbsgemindert sei.

Die Beklagte zog einen Befundbericht des Dipl. Med. D. , Facharzt fÃ¼r Kardiologie,
vom 23.06.2013 (Diagnose: Ektasie der Aorta ascendens, V. a. koronare
Herzerkrankung, arterielle Hypertonie Stadium I nach WHO) bei und veranlasste
eine internistische Begutachtung der KlÃ¤gerin durch Dr. H.-Z., welche am
17.07.2013 eine Dysthymia, rezidivierende depressive Phasen mit aktuell allenfalls
leichtgradiger AusprÃ¤gung sowie eine operativ stabilisierte LWK â�� 1 â�� Fraktur
10/2008 ohne relevante Funktionsminderung mit leichter WirbelsÃ¤ulenfehlhaltung
und Verspannung der paravertebralen Muskulatur, einen behandlungsbedÃ¼rftigen
Bluthochdruck ohne EinschrÃ¤nkung der Herzleistung, eine kontrollbedÃ¼rftige
Aufweitung der Aorta ascendens, einen Nikotinabusus sowie FuÃ�deformitÃ¤ten
diagnostizierte und noch ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten sechs
Stunden arbeitstÃ¤glich und mehr feststellte.

Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 25.07.2013 ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, dass die KlÃ¤gerin noch in der Lage sei, TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auszuÃ¼ben.

Die KlÃ¤gerin erhob am 12.08.2013 Widerspruch. Die Beklagte zog im
Widerspruchsverfahren einen Befundbericht von Dr. Ã�. vom 14./15.10.2013
(Diagnosen: schwere Depression und diverse kÃ¶rperliche Beschwerden) bei und
wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 26.02.2014 zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin erhob hiergegen am 04.03.2014 Klage beim Sozialgericht Karlsruhe
und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung an, dass nach dem Befundbericht von Dr. Ã�. vom
14.10.2013 bei der KlÃ¤gerin eine schwere Depression mit diversen kÃ¶rperlichen
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Beschwerden bestehe. Die Depression sei verbunden mit einer Lust- und
Antriebslosigkeit, rascher ErschÃ¶pfung, Schmerzen am ganzen KÃ¶rper,
KonzentrationsstÃ¶rungen und Gereiztheit. Die KlÃ¤gerin sei vor diesem
Hintergrund nicht in der Lage, auch nur leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt vollschichtig zu verrichten.

Das Sozialgericht Karlsruhe vernahm die die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte als
sachverstÃ¤ndige Zeugen schriftlich.

Dr. Ã�. teilte unter dem 02.05.2015 mit, dass er die KlÃ¤gerin seit dem 23.10.2010
behandle und sie zunÃ¤chst in Einzeltherapie behandelt worden sei. Seit dem
Sommer 2012 nehme sie auch an der Gruppentherapie, die alle vier Wochen
stattfinde, teil. Es liege weiterhin eine schwere depressive Episode vor, die sich im
Verlauf nicht geÃ¤ndert habe. Die KlÃ¤gerin sei nur noch in der Lage, unter drei
Stunden tÃ¤glich leichte TÃ¤tigkeiten zu verrichten.

Dr. K. , Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, gab mit Schreiben vom 12.05.2014 an,
dass ein gleichbleibender Zustand bestehe. Die KlÃ¤gerin leide unter
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden im Nacken und im Kreuz sowie der rechten HÃ¼fte
sowie an AngstzustÃ¤nden und gelegentlichen Magenschmerzen. Sie sei nicht
belastbar. Leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten ohne wechselnde
KÃ¶rperhaltungen, ohne Heben und Tragen und Bewegen von schweren Lasten,
ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Zeitdruck und ohne Nachtarbeit seien bis zu sechs
Stunden tÃ¤glich in einer FÃ¼nftagewoche mÃ¶glich.

Der OrthopÃ¤de Dr. S. gab mit Schreiben vom 08.06.2014 an, dass er die KlÃ¤gerin
seit dem Jahr 2009 unregelmÃ¤Ã�ig behandle. Seit November 2012 hÃ¤tten drei
Behandlungstermine stattgefunden. Es bestehe eine eindeutige
Belastungsinsuffizienz durch die Versteifung der Osteochondrose der
LendenwirbelsÃ¤ule, welche zunehme. Das LeistungsvermÃ¶gen sei auf drei bis vier
Stunden tÃ¤glich anzusetzen.

Mit Beschluss vom 14.08.2014 verwies das Sozialgericht Karlsruhe den Rechtsstreit
an das Ã¶rtlich zustÃ¤ndige Sozialgericht Stuttgart (SG).

Das SG beauftragte Dr. Br. mit der Erstellung eines neurologisch-psychiatrischen
Gutachtens von Amts wegen. In seinem am 04.11.2014 erstellten Gutachten
diagnostiziert Dr. Br. vielschichtige PersÃ¶nlichkeitsakzentuierungen bei gleichzeitig
nur niedrigem PersÃ¶nlichkeitsstrukturniveau, einhergehend mit nur geringer
KonfliktfÃ¤higkeit und auch nur geringer Frustrationstoleranz, Angst und depressive
StÃ¶rung gemischt, eine funktionelle SchlafstÃ¶rung, ein geringgradiges
Carpaltunnelsyndrom, beklagte Nackenschulterschmerzen rechts, ein Zustand nach
Verletzung des rechten Daumens ca. 2005, beklagte Kreuzbeschwerden sowie
HÃ¼ftgelenksbeschwerden rechts bei berichteter Lendenwirbelfraktur 2010 mit
nachfolgenden Operationen, ein abklingender Restbefund nach MÃ¤rz 2014
aufgetretener GÃ¼rtelrose im Bereich der linken Thoraxwand. Die KlÃ¤gerin sei in
der Lage, kÃ¶rperlich leichte bis gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten sechs
Stunden arbeitstÃ¤glich zu verrichten.
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Das SG beauftragte Dr. B. , Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und Neurologie,
Psychotherapie mit der Erstellung eines psychiatrischen Gutachtens nach Â§ 109
SGG. In seinem am 11.05.2015 erstellten Gutachten diagnostiziert Dr. B. eine
rezidivierende gegenwÃ¤rtig schwergradige depressive StÃ¶rung. Die KlÃ¤gerin sei
daher nicht mehr erwerbsfÃ¤hig.

Die Gutachter Dr. Br. und Dr. B. gaben jeweils eine ergÃ¤nzende Stellungnahme ab
(Dr. Br. Stellungnahme vom 14.09.2015, Bl. 144 bis 150 der SG-Akte, Dr. B.
Stellungnahme vom 08.01.2016 (Bl. 160 bis 163 der SG-Akte).

Das SG beauftragte nachfolgend Dr. B.-S. mit der Erstellung eines orthopÃ¤dischen
Gutachtens von Amts wegen. In ihrem am 12.04.2016 erstellten Gutachten
diagnostiziert Dr. B.-S. Restbeschwerden im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule nach
Spondylodese wegen WirbelkÃ¶rperfraktur mit geringer Ausstrahlung in den
rechten Oberschenkel und zeitweise leichter Pelzigkeit im Oberschenkel ohne
erkennbare FunktionseinschrÃ¤nkung bei radiologisch guter Durchbauung der
Fraktur und geringen degenerativen VerÃ¤nderungen, Schmerzen im Bereich der
HalswirbelsÃ¤ule mit leichter Rotationsneigung nach links ohne
Nervenwurzelreizung bei radiologisch lediglich geringen degenerativen
VerÃ¤nderungen im Bereich der kleinen Wirbelgelenke, Schmerzen im Bereich
beider Schultern mit endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung beim Anheben,
radiologisch unauffÃ¤lliger Befund, am ehesten geringe degenerative VerÃ¤nderung
der Rotatorenmanschette sowie eine BeugeeinschrÃ¤nkung im Bereich des rechten
Daumens nach traumatischer Verletzung. Die KlÃ¤gerin sei noch in der Lage, eine
leichte TÃ¤tigkeit mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten.

Die KlÃ¤gerin beantragte mit Schreiben vom 11.06.2016 die Einholung eines
Gutachtens nach Â§ 109 SGG auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet bei Dr. V â�¦

Nachdem Dr. V. mit Schreiben vom 05.10.2016 mitteilte, dass er zeitlich nicht zur
Erstellung des Gutachtens in der Lage sei, teilte das SG der KlÃ¤gerin mit Schreiben
vom 11.10.2016 mit, dass binnen zwei Wochen nach Erhalt des Schreibens ein
anderer Arzt, der mit der Erstellung des Gutachtens auf orthopÃ¤dischem
Fachgebiet beauftragt werden solle, zu benennen sei. Die Ã�bernahmebereitschaft
sei vorab abzuklÃ¤ren.

Die KlÃ¤gerin benannte daraufhin mit Schreiben vom 31.10.2016 Prof. Dr. P. K. und
sofern dieser nicht zur Erstellung bereit sei, Dr. L.

Der von der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 31.10.2016 benannte Prof. Dr. K. teilte
mit Schreiben vom 18.11.2016 mit, dass er zeitlich nicht zur Erstellung des
Gutachtens in der Lage sei.

Mit Schreiben vom 06.12.2016 forderte das SG die KlÃ¤gerin auf, bis zum
21.12.2016 eine schriftliche Ã�bernahmebereitschaft des von der KlÃ¤gerin als
Alternativgutachter benannten Dr. L. vorzulegen. Andernfalls werde die Einholung
des Gutachtens unterbleiben. Mit Schreiben vom 16.01.2017 teilte die KlÃ¤gerin
mit, dass als Gutachter nunmehr Dr. S. benannt werde. Mit Beschluss vom
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27.01.2017 lehnte das SG den Antrag der KlÃ¤gerin auf Einholung eines
orthopÃ¤dischen Gutachtens bei Dr. S. , M. nach Â§ 109 Abs. 1 SGG ab, da der
durch die Zulassung des Gutachtens die Erledigung des Rechtsstreits verzÃ¶gert
wÃ¼rde und der Antrag nach der Ã�berzeugung des SG aus grober NachlÃ¤ssigkeit
nicht vorgebracht worden sei.

Das SG wies die Klage mit Gerichtsbescheid vom 15.02.2018 ab und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, dass die KlÃ¤gerin weder voll noch teilweise erwerbsgemindert
sei. Das SG nahm zur BegrÃ¼ndung auf das im Wege des Urkundsbeweises
verwertete Gutachten von Dr. H.-Z. sowie das Gutachten von Dr. Br. Bezug. Auch
seien im Fall der KlÃ¤gerin die auf psychiatrischem Fachgebiet bestehenden
BehandlungsmÃ¶glichkeiten nicht ausgeschÃ¶pft. Das SG kÃ¶nne somit der
EinschÃ¤tzung von Dr. B. sowie der Annahme des behandelnden Psychiaters Dr. Ã�.
nicht folgen. Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet sei mit dem Gutachten von Dr. B.-S.
eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung nicht zu erkennen.

Die KlÃ¤gerin hat am 05.03.2018 Berufung beim Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg erhoben und hat zur BerufungsbegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass
sich das SG rechtswidrig Ã¼ber das Gutachten von Dr. B. hinweggesetzt habe,
zumal auch der behandelnde Psychiater Dr. Ã�. zum Ergebnis gekommen sei, dass
infolge der psychischen BeeintrÃ¤chtigung die KlÃ¤gerin darauf nicht mehr in der
Lage sei, auch nur leichte TÃ¤tigkeiten von drei Stunden Dauer auszuÃ¼ben. Die
KlÃ¤gerin habe im Februar 2015 einen Arbeitsversuch unternommen, welchen sie
allerdings nach vier Wochen abgebrochen habe. Soweit das SG im Wesentlichen auf
die anamnestischen Angaben der KlÃ¤gerin bei Dr. Br. abstelle, seien dies keine
tatsÃ¤chlich ausreichenden Anhaltspunkte, um herzuleiten, dass die psychische
Erkrankung nicht schwer sei. So hÃ¤tte es einer weiteren psychiatrischen
Begutachtung bedurft. Insbesondere, weil Dr. B. eingehend begrÃ¼ndet habe,
weshalb trotz der rezidivierenden depressiven StÃ¶rung die KlÃ¤gerin durchaus
auch den Eindruck hinterlassen kÃ¶nne, nicht depressiv zu sein. Auch sei zu
Unrecht auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet eine die ErwerbsfÃ¤higkeit
einschrÃ¤nkende GesundheitsbeeintrÃ¤chtigung verneint worden. Das Sozialgericht
habe es nach Â§ 109 SGG verneint, ein Gutachten des von der KlÃ¤gerin benannten
SachverstÃ¤ndigen einzuholen. Das SG habe unter Verletzung seiner
AufklÃ¤rungspflicht den Anspruch der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG in Art. 103 SGG
verletzt und es unterlassen, ein Gutachten einzuholen. Dieses hÃ¤tte ergeben, dass
die KlÃ¤gerin auch auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet erwerbsunfÃ¤hig seit
Antragstellung sei. Auf dieser Rechtsverletzung beruhe mithin die Entscheidung des
SG.

Die KlÃ¤gerin beantragt â�� sachdienlich gefasst â��,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 15.02.2018 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 25.07.2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26.02.2014 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin ab
24.05.2013 eine Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung
zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hat zur Berufungserwiderung auf ihren Vortrag im erstinstanzlichen
Verfahren sowie die AusfÃ¼hrungen im angefochtenen Urteil verwiesen.

Die Beklagte teilte auf Anforderung des Senats mit, dass die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine Rente wegen
Erwerbsminderung bis zu einem Eintritt des Leistungsfalls am 31.10.2014 erfÃ¼llt
waren.

Die Berichterstatterin hat den Rechtsstreit am 13.03.2019 mit den Beteiligten
erÃ¶rtert. BezÃ¼glich der weiteren Einzelheiten wird auf Bl. 51 bis 59 der
Gerichtsakte verwiesen.

Die KlÃ¤gerin hat mit Schreiben vom 14.04.2019 vorgetragen, dass das SG es
versÃ¤umt habe, ein Gutachten nach Â§ 109 SGG einzuholen und den Anspruch der
KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung rechtlichen GehÃ¶rs verletzt habe. Dies sei in jedem Fall
zu korrigieren durch Einholung eines solchen Gutachtens durch das
Berufungsgericht.

Die KlÃ¤gerin hat mit Schreiben vom 25.04.2019, die Beklagte mit Schreiben vom
24.04.2019 ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung nach Â§ 124 Abs. 2 SGG erklÃ¤rt.

BezÃ¼glich des weiteren Vorbringens der Beteiligten und der weiteren Einzelheiten
des Sachverhalts wird auf die erstinstanzlichen Gerichtsakten im Verfahren S 21 R
4485/14 sowie S 17 R 2417/09, die Berufungsakte L 11 R 1782/12, die
Berufungsakte L 8 R 862/18 sowie die beigezogenen Verwaltungsakten der
Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat im EinverstÃ¤ndnis der Beklagten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung nach Â§Â§ 124 Abs. 2, 153 Abs. 1 SGG entscheidet,
ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144 SGG zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Der
streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom 25.07.2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26.02.2014 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin kann die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung nicht beanspruchen. Der angefochtene Gerichtsbescheid
des SG ist nicht zu beanstanden.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Absatz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben
Versicherte bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung, wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind (Satz 1 Nr.
1), in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
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PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Satz
1 Nr. 2) und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt
haben (Satz 1 Nr. 3). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Satz 2). Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung haben â�� bei im Ã�brigen identischen
Tatbestandsvoraussetzungen â�� Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Absatz 2 Satz 2 SGB VI). Bei einem
LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine BeschÃ¤ftigung von mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich â�� bezogen auf eine FÃ¼nf-Tage-Woche â�� ermÃ¶glicht, liegt
keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 Absatz 1 und Absatz 2 SGB VI vor.
Dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Absatz 3
SGB VI).

Diese Voraussetzungen sind zur Ã�berzeugung des Senats bei der KlÃ¤gerin nicht
erfÃ¼llt. Der Senat kann nicht feststellen, dass die KlÃ¤gerin leichte TÃ¤tigkeiten
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr mindestens 6 Stunden
arbeitstÃ¤glich verrichten kann. Insoweit ist nÃ¤mlich nicht maÃ�geblich, dass der
Senat ein 6-stÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen feststellen muss, sondern dass er das
Vorliegen von Erwerbsminderung, mithin ein LeistungsvermÃ¶gen von zumindest
weniger als 6 Stunden arbeitstÃ¤glich im Wege des Vollbeweises, also zu seiner
Ã�berzeugung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, feststellen kann.
Der Senat konnte sich aber nicht davon Ã¼berzeugen, dass die KlÃ¤gerin leichte
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr mindestens 6 Stunden
arbeitstÃ¤glich verrichten kann.

Der Leistungsfall, welcher zur Erwerbsminderung fÃ¼hrt, muss spÃ¤testens bis zum
31.10.2014 eingetreten sein. Dies ist der Zeitpunkt, zu dem die KlÃ¤gerin letztmalig
die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die beantragte Rente wegen
Erwerbsminderung erfÃ¼llt hat.

GemÃ¤Ã� Â§ 34 Absatz 1 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf Rente, wenn die
fÃ¼r die jeweilige Rente erforderliche Mindestversicherungszeit (Wartezeit) erfÃ¼llt
ist und die besonderen versicherungsrechtlichen und persÃ¶nlichen
Voraussetzungen vorliegen. Die GewÃ¤hrung von Rente erfordert damit neben dem
Eintritt des Versicherungsfalls (hier Erwerbsminderung nach Â§ 43 SGB VI) die
ErfÃ¼llung allgemeiner und besonderer versicherungsrechtlicher Voraussetzungen.
FÃ¼r die hierbei notwendige Berechnung von Versicherungszeiten zÃ¤hlt ein nur
zum Teil mit rentenrechtlichen Zeiten (Â§ 54 Absatz 1 SGB VI) belegter Monat als
voller Monat (Â§ 122 Absatz 1 SGB VI). Als allgemeine Voraussetzung muss die fÃ¼r
die Rentenart vorgesehene Wartezeit erfÃ¼llt sein. FÃ¼r den Anspruch auf Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§ 33 Absatz 3 SGB VI) genÃ¼gt die
allgemeine Wartezeit von 5 Jahren bzw. 60 Monaten (Â§ 50 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2
i.V.m. Â§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 bzw. Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VI).
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GemÃ¤Ã� Â§ 51 Absatz 1 SGB VI werden auf die allgemeine Wartezeit
Kalendermonate mit Beitragszeiten angerechnet. Beitragszeiten sind gem. Â§ 55
Absatz 1 Satz 1 bis 3 SGB VI Zeiten, fÃ¼r die nach Bundesrecht PflichtbeitrÃ¤ge
(Pflichtbeitragszeiten) oder freiwillige BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind.
Pflichtbeitragszeiten sind Zeiten, fÃ¼r die BeitrÃ¤ge entrichtet wurden und
gesetzliche Versicherungspflicht nach Â§Â§ 1 bis 3 SGB VI (oder
Versicherungspflicht auf Antrag) bestand. Wer die BeitrÃ¤ge gezahlt hat ist ohne
Belang (vgl. Â§Â§ 168, 170, 177 SGB VI). Pflichtbeitragszeiten sind auch Zeiten,
fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge nach besonderen Vorschriften als gezahlt gelten. Als
Beitragszeiten gelten schlieÃ�lich auch Zeiten, fÃ¼r die Entgeltpunkte
gutgeschrieben worden sind, weil gleichzeitig BerÃ¼cksichtigungszeiten (wegen
Kindererziehung, vgl. Â§ 70 Absatz 2 SGB VI) vorliegen. Versicherungspflicht besteht
gem. Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI fÃ¼r Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt
sind. GemÃ¤Ã� Â§ 3 Satz 1 Nr. 3a SGB VI in der bis 31.12.2010 geltenden
Gesetzesfassung sind versicherungspflichtig auÃ�erdem Personen in der Zeit, fÃ¼r
die sie von dem jeweils zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger Arbeitslosengeld II beziehen. Seit
01.01.2011 stellen Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld II Anrechnungszeiten
dar (Â§ 58 Absatz 1 Nr. 6 SGB VI).

Besondere versicherungsrechtliche Voraussetzungen fÃ¼r
Erwerbsminderungsrenten regelt Â§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bzw. Â§ 43 Absatz 2
Satz 1 Nr. 2 SGB VI. Danach ist Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente, dass in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung 3 Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit vorhanden sind. Diese Voraussetzung gilt auch fÃ¼r eine Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit nach Â§ 240 SGB VI. Die Berechnung des
FÃ¼nfjahreszeitraums richtet sich nach Â§ 122 Absatz 2 SGB VI. Danach umfasst
ein nach Jahren bestimmter Zeitraum fÃ¼r jedes zu berÃ¼cksichtigende Jahr 12
Monate (Satz 1). Ist fÃ¼r den Beginn oder das Ende eines Zeitraums ein
bestimmtes Ereignis (wie hier der Eintritt von Erwerbsminderung) maÃ�gebend,
wird auch der Kalendermonat, in den das Ereignis fÃ¤llt, berÃ¼cksichtigt (Satz 2).
Zu den fÃ¼r den Anspruch auf Erwerbsminderungsrente erforderlichen
PflichtbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit zÃ¤hlen
gemÃ¤Ã� Â§ 55 Absatz 2 Nr. 2 SGB VI auch PflichtbeitrÃ¤ge, die aus den in Â§ 3
SGB VI genannten GrÃ¼nden gezahlt worden sind oder als gezahlt gelten,
insbesondere fÃ¼r die Zeit bis 31.12.2010 auch PflichtbeitrÃ¤ge wegen Bezugs von
Arbeitslosengeld II.

Nach Â§ 43 Absatz 4 SGB VI verlÃ¤ngert sich der Zeitraum von fÃ¼nf Jahren vor
Eintritt der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit um Anrechnungszeiten und Zeiten des
Bezugs einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit,
BerÃ¼cksichtigungszeiten, Zeiten, die nur deshalb keine Anrechnungszeiten sind,
weil durch sie eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit nicht
unterbrochen ist, wenn in den letzten sechs Kalendermonaten vor Beginn dieser
Zeiten wenigstens ein Pflichtbeitrag fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder
TÃ¤tigkeit oder eine der vorgenannten Zeiten liegt, Zeiten einer schulischen
Ausbildung nach Vollendung des 17. Lebensjahres bis zu 7 Jahren, gemindert um
Anrechnungszeiten wegen schulischer Ausbildung. Nach Â§ 241 Absatz 1 SGB VI
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verlÃ¤ngert sich der Zeitraum auÃ�erdem um Ersatzzeiten und Zeiten des Bezugs
einer Knappschaftsausgleichsleistung vor dem 1. Januar 1992 (Aufschubzeiten).
Anrechnungszeiten sind auch Zeiten, in denen Versicherte bei einer deutschen
Agentur fÃ¼r Arbeit als Arbeitssuchende gemeldet waren und eine Ã¶ffentliche-
rechtliche Leistung bezogen oder nur wegen des zu berÃ¼cksichtigenden
Einkommens oder VermÃ¶gens nicht bezogen haben (Â§ 58 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3
SGB VI).

Hiervon ausgehend ist nach der Auskunft der Beklagten im Berufungsverfahren
festzustellen, dass die KlÃ¤gerin letztmalig im Oktober 2014 die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen von 3 Jahre (36 Monate) PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit in den letzten 5 Jahren vor
Eintritt der Erwerbsminderung erfÃ¼llt hat. Die KlÃ¤gerin hat gegen die Auskunft
der Beklagten weder schriftlich noch im ErÃ¶rterungstermin vom 13.03.2019
EinwÃ¤nde erhoben. Aus dem Versicherungsverlauf, welcher im Rahmen der
Altersrentenantragstellung am 09.01.2017 erstellt wurde, geht hervor, dass zuletzt
bis 05.05.2013 Pflichtbeitragszeiten in Gestalt von Entgeltersatzleistungen der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und dann wieder 12 Monate PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r das
Jahr 2015 und 12 Monate PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 2016. Daher sind bei einem
Eintritt der Erwerbsminderung nach Oktober 2014 die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht mehr erfÃ¼llt.

Dass die KlÃ¤gerin bereits am 31.10.2014 oder davor seit der Antragstellung am
24.05.2013 erwerbsgemindert war, kann der Senat nicht feststellen. Der Senat kann
darÃ¼ber hinaus auch nicht feststellen, dass eine Erwerbsminderung nach dem
31.10.2014 eingetreten ist.

Die KlÃ¤gerin hat am 24.05.2013 im Berufungsverfahren L 11 R 1782/12 ihre
Berufung nach Vorlage des Gutachtens von Dr. S. vom 07.03.2013
zurÃ¼ckgenommen. Selbst wenn die Angabe der KlÃ¤gerin in der Anlage R210 zum
Rentenantrag, sie halte sich seit dem Jahr 2005 fÃ¼r erwerbsgemindert als Antrag
nach Â§ 44 SGB X zu werten wÃ¤re, hÃ¤tte die Beklagte in den angefochtenen
Bescheiden hierÃ¼ber keine Entscheidung getroffen. Der Bescheid vom 15.10.2008
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25.03.2009 ist durch die
BerufungsrÃ¼cknahme bestandskrÃ¤ftig und das Urteil des SG vom 19.03.2012
rechtskrÃ¤ftig geworden. MaÃ�geblicher Zeitraum fÃ¼r den Eintritt der
Erwerbsminderung ist somit im vorliegenden Verfahren der Zeitraum ab
Antragstellung am 24.05.2013 bis zum 31.10.2014.

Der Senat kann jedoch nicht feststellen, dass bei der KlÃ¤gerin im Zeitraum vom
24.05.2013 bis zum 31.10.2014 eine Erwerbsminderung eingetreten ist. Grundlage
dieser Ã�berzeugung sind das im erstinstanzlichen Verfahren eingeholte Gutachten
von Dr. Br. vom 04.11.2014 sowie das im Verwaltungsverfahren erstellte Gutachten
von Dr. H.-Z. vom 17.07.2013, welches der Senat im Wege des Urkundsbeweises
verwertet.

Der Senat stellt aufgrund des Gutachtens von Dr. Br. vom 04.11.2014 fest, dass bei
der KlÃ¤gerin Angst und depressive StÃ¶rung gemischt sowie vielschichtige
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PersÃ¶nlichkeitsakzentuierungen bei gleichzeitig nur niedrigem
PersÃ¶nlichkeitsstrukturniveau, einhergehend mit geringer KonfliktfÃ¤higkeit und
auch nur geringer Frustrationstoleranz auf psychiatrischem Fachgebiet besteht. Dr.
Br. beschreibt die KlÃ¤gerin als bewusstseinsklar, sicher in allen QualitÃ¤ten
orientiert. Das Denken sei formal geordnet. WÃ¤hrend der mehrstÃ¼ndigen
Untersuchung zeigten sich keine EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich Konzentration,
MerkfÃ¤higkeit, GedÃ¤chtnis und Aufmerksamkeit ohne ErschÃ¶pfungs- oder
ErmÃ¼dungsanzeichen. Anhaltspunkte fÃ¼r intellektuelle Defizite,
WahrnehmungsstÃ¶rungen, Ich â�� StÃ¶rungen oder paranoide Inhalte ergaben
sich nicht. Die Antriebslage und die Psychomotorik waren ausgesprochen lebendig.
Auch eine richtungsweisende SchmerzbeeintrÃ¤chtigung zeigte sich wÃ¤hrend der
Untersuchung nicht. Die von Dr. Br. erhobenen Befunde zeigen keine
schwerwiegende LeistungsbeeintrÃ¤chtigung von erwerbsmindernder Relevanz.
Dies belegen auch die Angaben zum Tagesablauf der KlÃ¤gerin, den sozialen
Kontakten sowie der Freizeitgestaltung. Die KlÃ¤gerin hat viel Kontakt zu ihren
Kindern und Enkelkindern, welche sie auch gerne besucht. Auch die Beziehung zu
ihrem Ehemann wird als gut beschrieben. Die KlÃ¤gerin verrichtet noch den
Haushalt und kocht und fÃ¤hrt auch kleinere Strecken mit dem Auto. Anhaltspunkte
fÃ¼r einen krankheitsbedingten sozialen RÃ¼ckzug oder eine belangvolle
Antriebsminderung liegen nicht vor. Die KlÃ¤gerin ist noch am politischen
Geschehen sowie Geschichte interessiert, liest Zeitung und schaut fern. Auch
unternimmt die KlÃ¤gerin noch Urlaubsreisen in die TÃ¼rkei, teilweise mit dem
Flugzeug und teilweise auch mit dem Auto. Zudem kÃ¼mmert sich die KlÃ¤gerin
um ein kleines GartenstÃ¼ck. Diese Angaben rechtfertigen nicht die Annahme einer
hÃ¶hergradigen StÃ¶rung. Dr. Br. diagnostiziert daher zutreffend eine Angst und
Depression gemischt. Diese Diagnose soll bei gleichzeitigem Bestehen von Angst
und Depression nur dann Verwendung finden, wenn keine der beiden StÃ¶rungen
eindeutig vorherrscht und keine fÃ¼r sich genommen eine eigenstÃ¤ndige
Diagnose rechtfertigt. Treten Ã¤ngstliche und depressive Symptome in so starker
AusprÃ¤gung auf, dass sie einzelne Diagnosen rechtfertigen, sollen beide
Diagnosen gestellt und auf diese Kategorie verzichtet werden (vgl. TaschenfÃ¼hrer
zur ICD-10-Klassifikation psychischer StÃ¶rungen, Dilling/Freyberger, Hrsg., 7. Aufl.,
2014, S. 167). Gegen die Annahme einer starken AusprÃ¤gung spricht auch, dass
die KlÃ¤gerin bei Dr. Ã�. nur in sehr niederfrequenter Behandlung ist. Die Anzahl
und Frequenz der Termine konnte nicht genannt werden. Auch die Medikation
entspricht nicht dem, was bei einer schwergradigen Depression zu erwarten wÃ¤re.
Soweit Dr. Ã�. daher in seinem Bericht vom 15.10.2013 sowie seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage gegenÃ¼ber dem SG vom 02.05.2014 eine
schwere depressive Episode diagnostiziert, vermag dies den Senat nicht zu
Ã¼berzeugen. Dr. Ã�. teilt mit, dass er die KlÃ¤gerin alle vier Wochen in einer
Gruppentherapie behandele. Die von ihm mitgeteilten Befunde und
LeistungseinschrÃ¤nkungen konnten jedoch bei der Begutachtung durch Dr. Br.
nicht bestÃ¤tigt werden. Zudem wÃ¤re bei einer schwergradigen depressiven
Episode eine Intensivierung der Therapie oder ein Wechsel der Behandlungsform zu
erwarten gewesen. Die KlÃ¤gerin ist daher noch in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten
ebenerdig, ohne TÃ¤tigkeiten an unmittelbar gefÃ¤hrdenden Maschinen, ohne
fordernde soziale Interaktion oder Anforderungen an die KonfliktfÃ¤higkeit, ohne
regelmÃ¤Ã�igen Zeitdruck und ohne weitere Stressfaktoren wie Nacht- oder
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Wechselschicht zu verrichten.

Der Senat vermag auch dem Gutachten von Dr. B. vom 11.05.2015 kein Absinken
des LeistungsvermÃ¶gens auf unter sechs Stunden fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten zu
entnehmen. Der neurologische Befund zeigte sich weitgehend unauffÃ¤llig. Die
KlÃ¤gerin sei bewusstseinsklar gewesen, habe aber mÃ¼de gewirkt. Sie habe
Schwierigkeiten gehabt, die zeitlichen AblÃ¤ufe und ZusammenhÃ¤nge korrekt
wiederzugeben. Die Kontaktaufnahme geschah verlangsamt und etwas
demonstrativ depressiv. Die Wahrnehmung war ungestÃ¶rt, das Denken formal
geordnet. Die KlÃ¤gerin sei einfach strukturiert, inhaltlich auf die Thematik ihrer
Schmerzen, der ungerechten Behandlung durch den Arbeitgeber, die depressiven
Beschwerden eingeschrÃ¤nkt. Der Antrieb sei gemindert, psychomotorisch
durchgÃ¤ngig und konstant verlangsamt. Die SchwingungsfÃ¤higkeit sei noch
rudimentÃ¤r gegeben. StÃ¶rungen des Kurz- oder LangzeitgedÃ¤chtnisses
bestÃ¼nden nicht. Der Zustand der KlÃ¤gerin sei schwankend, allerdings belege
der abgebrochene Arbeitsversuch im Februar 2015, dass die KlÃ¤gerin nicht mehr
belastbar sei. Die AusfÃ¼hrungen von Dr. B. vermÃ¶gen den Senat nicht vom
Vorliegen einer Erwerbsminderung zu Ã¼berzeugen. Der Gutachter nimmt nicht zu
der Frage Stellung, ob der bei der jetzigen Begutachtung sehr vermindert
geschilderte Tagesablauf auf einer tatsÃ¤chlichen Verschlechterung des
Gesundheitszustandes oder auf einer angepassten Beschwerdeschilderung beruht.
Eine kritische WÃ¼rdigung und Validierung der subjektiven Angaben des Probanden
ist indes, gerade bei abweichenden Darstellungen in der Anamnese, eine
Kernaufgabe des Gutachters. Allein der Verweis auf einen schwankenden Zustand
der KlÃ¤gerin vermag diese Diskrepanzen nicht zu erklÃ¤ren. Sofern sich der
Zustand der KlÃ¤gerin infolge des Arbeitsversuches im Februar 2015 verschlechtert
haben sollte, wÃ¤re dies nicht mehr von erwerbsmindernder Relevanz, da bei einem
Leistungsfall im Februar 2015 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht
mehr erfÃ¼llt sind. Auch soweit Dr. B. in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
08.01.2016 darauf verweist, dass die schwerwiegende affektive StÃ¶rung die
KlÃ¤gerin gerade dazu verleite, sich kontraproduktiv zu verhalten, Ã¼berzeugt dies
den Senat nicht. Die bei Dr. Br. beschriebenen AlltagsaktivtÃ¤ten und sozialen
Kontakte zeigen keine hÃ¶hergradige EinschrÃ¤nkung der KlÃ¤gerin im Alltag. Auch
hÃ¤tte eine schwergradige depressive StÃ¶rung bei fortlaufender ambulanter
psychiatrischer Behandlung einer Intensivierung der BehandlungsmaÃ�nahmen
nach sich ziehen mÃ¼ssen. Dies gilt umso mehr, als psychische Erkrankungen erst
dann von rentenrechtlicher Relevanz sind, wenn trotz adÃ¤quater Behandlung
(medikamentÃ¶s, ambulant und stationÃ¤r) davon auszugehen ist, dass ein
Versicherter die psychischen EinschrÃ¤nkungen dauerhaft nicht Ã¼berwinden kann
â�� weder aus eigener Kraft, noch mit Ã¤rztlicher oder therapeutischer Hilfe (LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 27.04.2016, L 5 R 459/15, juris). Die
BehandlungsmaÃ�nahme sind jedoch vorliegend noch nicht ausgeschÃ¶pft.

Dr. H.-Z. hat in ihrem Gutachten vom 17.07.2013 eine allenfalls leichtgradige
rezidivierende, depressive StÃ¶rung und eine Dysthymia auf psychiatrischem
Fachgebiet diagnostiziert. Die KlÃ¤gerin hat bei der Begutachtung als BegrÃ¼ndung
fÃ¼r den erneuten Rentenantrag eine Verschlechterung in Form einer Erweiterung
der Aorta sowie Schmerzen angefÃ¼hrt. Der Befundbericht des Kardiologen D. vom
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23.06.2013 diagnostiziert eine Ektasie der Aorta ascendens und fÃ¼hrt aus, dass
das Aneurysma nicht zugenommen habe und weiterhin konservativ zu behandeln
sei. Auch der formale KoronarischÃ¤mienachweis sei konservativ zu behandeln und
zu kontrollieren. Befunde von erwerbsmindernder Relevanz gehen hieraus nicht
hervor. Wesentliche EinschrÃ¤nkungen auf psychiatrischem Fachgebiet sind dem
Gutachten nicht zu entnehmen.

Dr. H.-Z. diagnostiziert des Weiteren eine operativ stabilisierte LWK â�� 1 â��
Fraktur (ED Oktober 2008) ohne relevante Funktionsminderung mit leichter
WirbelsÃ¤ulenfehlhaltung und Verspannung der paravertebralen Muskulatur. Im
Bereich der WirbelsÃ¤ule konnte kein relevanter Klopfschmerz erhoben werden. Es
bestand ein Druckschmerz der Schulter â�� Nacken â�� Muskulatur und der
paravertebralen Muskulatur im unteren Lumbalbereich. Die Seitneigung und
Seitdrehung der HalswirbelsÃ¤ule war frei. Das Zeichen nach Ott betrug 30/32 cm,
das Zeichen nach Schober 10/14,5 cm. Bis auf eine geringe Deformation des
rechten Daumenendglieds nach Arbeitsunfall zeigten sich die Schulter-, Ellenbogen-
und Handgelenke sowie die Gelenke der unteren ExtremitÃ¤ten frei. Das Zeichen
nach LasÃ¨gue war negativ, ohne Minderung der groben Kraft und ohne sicheren
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen. Die von Dr. H.-Z. erhobenen Befunde rechtfertigen auf
orthopÃ¤dischem sowie internistischem Fachgebiet keine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung, sondern sind als qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen
zu berÃ¼cksichtigen. Ã�berwiegende, einseitige KÃ¶rperhaltung, hÃ¤ufige
WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen und besondere Stressfaktoren sind zu vermeiden.
Leichte TÃ¤tigkeiten mit der MÃ¶glichkeit von Haltungswechseln sind jedoch noch
sechs Stunden arbeitstÃ¤glich zumutbar. Die behandelnden HausÃ¤rztin Dr. K. hat
in ihrer sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 12.05.2014 sogar noch leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten sechs Stunden arbeitstÃ¤glich als zumutbar erachtet.

Soweit der behandelnde OrthopÃ¤de Dr. S. in seinem Befundbericht vom
10.02.2014 sowie seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 08.06.2014 ein
Absinken des LeistungsvermÃ¶gens auf unter 3 bis 4 Stunden infolge einer
Belastungsinsuffizienz, einer Versteifung und Osteochondrose der WirbelsÃ¤ule
annimmt, vermag der Senat dem nicht zu folgen. Dr. S. teilt keine Befunde mit,
welche schwergradige BewegungseinschrÃ¤nkungen oder
Nervenwurzelreizsymptome belegen. Die von ihm angegeben Behandlungsdaten
(04.03.2013, 11.10.2013 sowie 10.02.2014) spiegeln eine eher unregelmÃ¤Ã�ige
Behandlung wieder. Nach der Behandlung vom 10.02.2014 hat sich die KlÃ¤gerin
bis zur Erstellung der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage am 08.06.2014 nicht
wieder vorgestellt, so dass von einem Erfolg der verordneten Physiotherapie
auszugehen ist. Selbst wenn sich zwischenzeitlich eine Verschlechterung der
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden ergeben hÃ¤tte, waren diese nicht von lÃ¤ngerer Dauer
und konnten auch nicht bei der Begutachtung durch Dr. B.-S. am 12.04.2016
bestÃ¤tigt werden.

Dr. B.-S. diagnostiziert Restbeschwerden im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule nach
Spondylodese wegen WirbelkÃ¶rperfraktur mit geringer Ausstrahlung in den
rechten Oberschenkel und zeitweise leichter Pelzigkeit im Oberschenkel ohne
erkennbare FunktionseinschrÃ¤nkung bei radiologisch guter Durchbauung der
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Fraktur und geringen degenerativen VerÃ¤nderungen, Schmerzen im Bereich der
HalswirbelsÃ¤ule mit leichter Rotationsneigung nach links ohne
Nervenwurzelreizung, bei radiologisch lediglich geringen degenerativen
VerÃ¤nderungen im Bereich der kleinen Wirbelgelenke, Schmerzen im Bereich
beider Schultern mit endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung beim Anheben ohne
radiologisch auffÃ¤lligen Befund sowie eine BeugeeinschrÃ¤nkung im Bereich des
rechten Daumens nach traumatischer Verletzung. Die Entkleidung sei der KlÃ¤gerin
selbststÃ¤ndig und problemlos mÃ¶glich gewesen ebenso wie das BÃ¼cken, um
eine Hose aufzuheben. Die WirbelsÃ¤ule sei lotgerecht, ohne Skoliose mit geradem
Beckenstand. Die Palpation der Dornfortsatzreihe zeige weder einen Druck- noch
einen Klopfschmerz. Die Muskulatur der WirbelsÃ¤ule war normal ausgebildet, Es
zeigten sich keine VerhÃ¤rtungen im Sinne eines Muskelhartspanns und auch keine
Myogelosen. Auch die Ileosakralgelenke zeigten keine Hinweise auf eine Druck-
oder Klopfschmerzhaftigkeit. Die KlÃ¤gerin gab bei der Ã�berprÃ¼fung der Brust-
und LendenwirbelsÃ¤ule keine Schmerzen an. Der Finger â�� Boden â�� Abstand
betrug 15 cm, das Zeichen nach Ott 30/35cm. Das Schober`sche Zeichen zeigte
sich dagegen mit 10/13cm eingeschrÃ¤nkt. Die RÃ¼ckneigung der WirbelsÃ¤ule
gelang ohne Schmerzen um 20 Grad, die Seitneigung gelang nach beiden Seiten um
20 Grad, bei der Rotation des Rumpfes im Sitzen wurden keine Schmerzen
angegeben. Die Rotation gelang nach beiden Seiten um etwa 40 Grad. Auch im
Bereich der HalswirbelsÃ¤ule war die paravertebrale Muskulatur nicht verspannt
ohne Myogelosen, bei geringgradiger eingeschrÃ¤nkter Beweglichkeit in der
Rotation nach links bis 20 Grad, nach rechts bis 40 Grad. Der Kinn â�� Sternum â��
Abstand betrug 1cm, die Reklination gelang bis 30 Grad. Die Seitneigung gelang
nach beiden Seiten um 40 Grad ohne Schmerzen ohne SchwindelgefÃ¼hl.
Ausstrahlenden Schmerzen in die Arme oder motorische AusfÃ¤lle wurden bei der
neurologischen Untersuchung nicht festgestellt. Die SensibilitÃ¤t der Ober- und
Unterarme, die grobe Kraft sowie die Beweglichkeit der Finger war normal. Auch im
Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten war die neurologische Untersuchung
unauffÃ¤llig. Der Gang war normal, die SensibilitÃ¤t war ungestÃ¶rt, die Zeichen
nach LasÃ¨gue und Bragard waren negativ. Lediglich beim Bewegen der HÃ¼fte
gab die KlÃ¤gerin Schmerzen im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule an. Die HÃ¼ft-
und Kniegelenke waren jeweils schmerzfrei und normal beweglich, ebenso wie die
FuÃ�gelenke. Im Bereich der Schultern lag eine endgradige
BewegungseinschrÃ¤nkung bei der Elevation vor. Im Bereich der HÃ¤nde zeigte
sich eine BeugeeinschrÃ¤nkung des rechten Daumens. Den vorliegenden
BewegungseinschrÃ¤nkungen im Bereich des Daumens, der Schulter und der
WirbelsÃ¤ule ist durch die Beachtung von qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
Rechnung zu tragen. So sind der KlÃ¤gerin nur noch leichte TÃ¤tigkeiten mit Heben
und Bewegen von Lasten bis 5 kg ohne gleichfÃ¶rmige KÃ¶rperhaltungen im
Wechsel zwischen Gehen und Stehen zumutbar. Ã�berkopfarbeiten, Arbeiten auf
SchulterhÃ¶he, reine BildschirmtÃ¤tigkeiten sowie feinmotorische TÃ¤tigkeiten mit
der rechten Hand sind dagegen nicht mehr mÃ¶glich. Der Senat vermag indes keine
zeitliche EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens infolge der Erkrankungen auf
orthopÃ¤dischem Fachgebiet festzustellen. So konnte Dr. B.-S. die EinschÃ¤tzung
von Dr. S. nicht bestÃ¤tigen und insbesondere auch die von ihm angegeben
Belastungsinsuffizienz nicht nachvollziehen.
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Die qualitativen EinschrÃ¤nkungen der LeistungsfÃ¤higkeit bedingen somit keine
quantitative, also zeitliche EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit. So ist der Senat
zu der Feststellung gelangt, dass die KlÃ¤gerin in der Lage ist, an 5 Tagen pro
Woche 6 Stunden und mehr zumindest leichte TÃ¤tigkeiten auszuÃ¼ben. Diese
Ã�berzeugung hat der Senat auf der Grundlage der Gutachten von Dr. Br. , Dr. B.-S.
sowie Dr. H.-Z. gewonnen.

Insgesamt konnte der Senat unter BerÃ¼cksichtigung der festgestellten
GesundheitsstÃ¶rungen sich davon Ã¼berzeugen, dass die KlÃ¤gerin im Zeitraum
vom 24.05.2013 bis zum 31.10.2014 und auch nachfolgend noch in der Lage ist,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes leichte
TÃ¤tigkeiten arbeitstÃ¤glich 6 Stunden auszuÃ¼ben; sie hat jedoch die von Dr. Br. ,
Dr. B.-S. sowie Dr. H.-Z. dargestellten qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen zu
beachten. Der Senat konnte dieses LeistungsvermÃ¶gen bezogen auf den Zeitpunkt
des Rentenantrages ab dem 24.05.2013 sowie seither ununterbrochen feststellen.
Insoweit fÃ¼hren auch weder kÃ¶rperliche und seelische Erkrankungen und
Behinderungen zu einer zeitlichen, also quantitativen Limitierung des
LeistungsvermÃ¶gens noch ergibt sich aus den qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen einzeln oder in Kombination eine solche zeitliche
(quantitative) EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit oder eine Verschlossenheit
des Arbeitsmarktes. So liegt weder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere spezifische Leistungsbehinderung
vor, die trotz zeitlich nicht relevant eingeschrÃ¤nktem LeistungsvermÃ¶gen eine
rentenrechtliche Erwerbsminderung annehmen lassen. So ist die KlÃ¤gerin auch in
der Lage, 4-mal tÃ¤glich Wegstrecken von jeweils 500 Metern innerhalb von 20
Minuten zurÃ¼ckzulegen und zu Hauptverkehrszeiten Ã¶ffentliche Verkehrsmittel
zu benutzen, wie der Senat auf der Grundlage der eingeholten Gutachten von Dr.
Br. , Dr. B.-S. sowie Dr. H.-Z. feststellen konnte. Die KlÃ¤gerin fÃ¤hrt zumindest
noch kÃ¼rzere Strecken von 5 km mit dem Auto und hat bei der Begutachtung
durch Dr. B.-S. noch eine Wegstrecke zu FuÃ� von 500 Metern angegeben.
Objektive Befunde, welche die eine wesentliche EinschrÃ¤nkungen der
WegefÃ¤higkeit rechtfertigen, konnte der Senat jedoch nicht feststellen. Die
KlÃ¤gerin ist damit nicht erwerbsgemindert, sie hat daher keinen Anspruch auf die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung nach Â§ 43 Abs. 1 bzw. Abs. 2
SGB VI.

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass eine Erwerbsminderung auch
fÃ¼r den Zeitraum vor dem 24.05.2013 nicht feststellbar ist. Dr. S. hat in seinem
Gutachten vom 07.03.2013 eine dysthyme StÃ¶rung und eine gegenwÃ¤rtig
remittierte depressive StÃ¶rung diagnostiziert. Die KlÃ¤gerin zeigte sich
uneingeschrÃ¤nkt zu Person, Ort, Zeit und Situation orientiert. Eine formale
DenkstÃ¶rung lag nicht vor. Die Auffassung und das KonzentrationsvermÃ¶gen
waren durchschnittlich gut ohne kognitive ErmÃ¼dungsanzeichen.
Zwangssymptomatiken oder Hinweise auf paranoides Erleben konnte nicht erkannt
werden. Die Stimmungslage war etwas gedrÃ¼ckt, die emotionale
SchwingungsfÃ¤higkeit eingeengt, jedoch grundsÃ¤tzlich gegeben bei gemindertem
SelbstwertgefÃ¼hl und ausgeprÃ¤gtem Insuffizienzerleben. Der Antrieb zeigte sich
situationsadÃ¤quat, das Ausdrucksverhalten adynam. Derealisations- oder
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Depersonalisationserleben oder andere Ich â�� StÃ¶rungen lagen nicht vor. Es
zeigten sich Hinweise auf hypnagoge Pseudohalluzinationen ohne echte akustische
oder optische Halluzinationen. Zeichen fÃ¼r eine gravierende DepressivitÃ¤t
konnte der Gutachter nicht erheben. Die Symptome waren lediglich leichtgradig.
Relevante StÃ¶rungen des Antriebsniveaus oder Defizite in kognitiver Hinsicht lagen
nicht vor. Die FÃ¤higkeit, leichte Arbeiten sechs Stunden arbeitstÃ¤glich zu
verrichten, zeigte sich nicht beeintrÃ¤chtigt.

Auch ein Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit steht der im Jahr 1954 geborenen KlÃ¤ger nicht zu (Â§ 240 Abs.
1 SGB VI).

BerufsunfÃ¤hig sind nach Â§ 240 Abs. 2 SGB VI Versicherte, deren
ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder Behinderung im Vergleich zur
ErwerbsfÃ¤higkeit von kÃ¶rperlich, geistig und seelisch gesunden Versicherten mit
Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten auf
weniger als sechs Stunden gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die
ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die
ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung
der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der
besonderen Anforderungen ihrer bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden
kÃ¶nnen. Zumutbar ist stets eine TÃ¤tigkeit, fÃ¼r die die Versicherten durch
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben mit Erfolg ausgebildet oder umgeschult
worden sind. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Ausgangspunkt der Beurteilung ist danach der bisherige Beruf (hierzu und zum
Nachfolgenden: BSG, Urteil vom 12.02.2004, B 13 RJ 34/03 R, in SozR 4-2600 Â§ 43
Nr. 1; Urteil vom 20.07.2005, B 13 RJ 29/04 R in SozR 4-2600 Â§ 43 Nr. 4). Darunter
ist im Allgemeinen diejenige der Versicherungspflicht unterliegende TÃ¤tigkeit zu
verstehen, die zuletzt auf Dauer, d.h. mit dem Ziel verrichtet wurde, sie bis zum
Eintritt der gesundheitlichen UnfÃ¤higkeit oder bis zum Erreichen der Altersgrenze
auszuÃ¼ben; in der Regel ist das die letzte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung
oder TÃ¤tigkeit, jedenfalls dann, wenn sie die qualitativ hÃ¶chste ist. Nach diesen
GrundsÃ¤tzen stellt der Senat vorliegend auf die TÃ¤tigkeit einer Arbeiterin in der
Kabelmontage ab. Hierbei handelt es sich jedoch um eine TÃ¤tigkeit, welche â��
wie von der KlÃ¤gerin â�� von ungelernten Versicherten ausgeÃ¼bt wird.
Versicherte, die zur Gruppe der ungelernten Arbeiter oder zum unteren Bereich der
angelernten Arbeiter gehÃ¶ren, kÃ¶nnen grundsÃ¤tzlich auf alle auf dem
Arbeitsmarkt vorkommenden TÃ¤tigkeiten verwiesen werden. Die Benennung einer
konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit ist in diesen FÃ¤llen regelmÃ¤Ã�ig nicht
erforderlich, weil auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine so groÃ�e Anzahl von
TÃ¤tigkeitsarten zur VerfÃ¼gung steht, dass das Vorhandensein einer geeigneten
VerweisungstÃ¤tigkeit offensichtlich ist (BSG, Urteil vom 14.09.1995, 5 RJ 50/94 in 
SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 50). Der Senat hat bereits festgestellt, dass die KlÃ¤gerin
noch leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes unter BerÃ¼cksichtigung
von bereits aufgefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen zumindest noch sechs
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Stunden tÃ¤glich zumutbar verrichten kann und mit diesem LeistungsvermÃ¶gen
weder volle noch teilweise Erwerbsminderung und mangels Berufsschutz auch keine
BerufsunfÃ¤higkeit vorliegt.

Der Sachverhalt ist vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt. Die Sach- und Rechtslage ist im nicht
â�� Ã¶ffentlichen Termin am 13.03.2019 mit den Beteiligten erÃ¶rtert worden.
Weitere ErmittlungsansÃ¤tze haben sich nicht ergeben, denn im
Berufungsverfahren ist der maÃ�gebliche letzte mÃ¶gliche Zeitpunkt des
Versicherungsfalles ermittelt und die medizinischen Befundlage anhand der
aktenkundigen Arztunterlagen und Gutachten ist Gegenstand der ErÃ¶rterung im
Termin am 13.03.2019 gewesen. Der Senat hÃ¤lt daher weitere Ermittlungen nicht
fÃ¼r erforderlich. Die vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen haben zusammen mit
den Gutachten dem Senat die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung
notwendigen sachlichen Grundlagen vermittelt (Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 412
Abs. 1 ZPO). Einen konkreten Antrag nach Â§ 109 SGG hat die KlÃ¤gerin im
Berufungsverfahren nicht gestellt; ein solcher ist auch nicht dem Schriftsatz des
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten vom 14.04.2019 zu entnehmen. Darin wird nur
beanstandet, dass das SG versÃ¤umt habe, ein Gutachten nach Â§ 109 SGG
einzuholen. Selbst wenn zu Gunsten der KlÃ¤gerin ein solcher Antrag unterstellt
wÃ¼rde, wÃ¤re er nicht hinreichend bestimmt. Ein ausdrÃ¼cklich benannter Arzt
ist nicht angegeben. Ein solcher ist auch dem Berufungsvorbringen nicht zu
entnehmen. In der BerufungsbegrÃ¼ndung (Schriftsatz vom 25.05.2018) wird
gerÃ¼gt, dass das SG Dr. S. nicht nach Â§ 109 SGG als Gutachter beauftragt habe.
Nachfolgend ist aber vor dem SG auch beantragt worden, Dr. H. als
SachverstÃ¤ndiger nach Â§ 109 SGG zu beauftragen (Schriftsatz des
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten vom 16.03.2017). Auf welchen der benannten Ã�rzte
sich ein unterstellter Antrag im Schriftsatz vom 14.04.2019 beziehen kÃ¶nnte, ist
fÃ¼r den Senat nicht ersichtlich.

Die von der KlÃ¤gerin gerÃ¼gte Ablehnung des SG, beantragte Gutachten nach Â§
109 SGG einzuholen, musste den Senat nicht veranlassen, Ã¼ber die dargelegten
Ermittlungen hinaus, weitere SachaufklÃ¤rung von Amts wegen oder nach Â§ 109
SGG zu betreiben, insbesondere ist ein konkreter, entscheidungsfÃ¤higer
Beweisantrag der KlÃ¤gerin nicht gestellt worden, wie dargelegt. Jedenfalls ist die
ErklÃ¤rung, mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden zu sein, von der KlÃ¤gerin ohne Bezugnahme auf einen frÃ¼heren
Beweisantrag bzw. auf einen Antrag nach Â§ 109 SGG abgegeben worden, so dass
sich vorangegangene AntrÃ¤ge durch diese ProzesserklÃ¤rung erledigt haben (BSG,
Beschluss vom 25.11.2013, B 13 R 339/13 B, juris). Eine ZurÃ¼ckverweisung an das
SG nach Â§ 159 SGG ist nicht beantragt worden und hierfÃ¼r hat der Senat
aufgrund seiner eigenen Ermittlungen und seiner BeweiswÃ¼rdigung auch keinen
Rechtsgrund nach Â§ 159 Abs. 1 Nr.2 SGG gehabt.

Konnte der Senat damit nicht feststellen, dass die KlÃ¤gerin i.S.d. Â§ 43 SGB VI voll
bzw. teilweise erwerbsgemindert und auch nicht berufsunfÃ¤hig i.S.d. Â§ 240 Abs. 1
SGB VI ist, hat diese keinen Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung. Die
Berufung der KlÃ¤gerin war daher in vollem Umfang als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Berufung der KlÃ¤gerin war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht.

Erstellt am: 02.09.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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